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(1) Gegen ordnungsgemäß geladene Zeuginnen und Zeugen, die ohne genügende Entschuldigung nicht
erscheinen oder ohne gesetzlichen Grund die Aussage verweigern, werden auf Antrag der oder des
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses durch das zuständige Gericht nach dessen Ermessen
Ordnungsgeld bis zu 10 000 Euro, Ordnungshaft bis zu sechs Wochen oder Erzwingungshaft festgesetzt
und es werden ihnen die entstandenen Kosten auferlegt. Auf Antrag der oder des Vorsitzenden kann das
zuständige Gericht die Vorführung einer Zeugin oder eines Zeugen anordnen.

(2) Die oder der Vorsitzende stellt die Anträge nach Absatz 1 auf Beschluss des
Untersuchungsausschusses oder auf Verlangen eines Fünftels der Mitglieder.

(3) Die Vorschriften über den Strafprozess finden im Übrigen für Maßnahmen nach dieser Vorschrift
entsprechende Anwendung.
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